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Revision der Eidgenössischen Zivilstandsverordnung (ZStV)
Anhörung
Sehr geehrter Herr Montini

Sehr geehrte Damen und Herren

Der Vorstand des Schweizerischen Verbandes für Zivilstandswesen bedankt sich für die ihm gewährte Möglichkeit, zur eingangs erwähnten Revision Stellung nehmen zu dürfen.
Folgend unsere Stellungnahme zu den einzelnen Artikeln. Wir haben uns erlaubt, auch noch auf den Art. 94 ZStV einzugehen, der im Revisionsentwurf nicht berücksichtigt wurde. Bei andern Artikeln (Art. 68 / Art. 71) haben wir uns die Mühe gemacht, Ihnen Änderungsvorschläge zu unterbreiten, die u.E. in einer folgenden Revision Platz haben müssten (ZGB- und ZStV-Revision).
Art. 1a Abs. 4
Diese Regelung ist ersatzlos zu streichen. 

Die Festlegung der Traulokale muss im Entscheidungsbereich der Zivilstandsämter liegen (Kenntnis der Lokalitäten vor Ort). Es darf nicht sein, dass die kant. AB jedes Mal einen Augenschein vor Ort vornehmen und Abklärungen mit der Gemeinde treffen muss.
Die Autonomie der Zivilstandsämter soll weiterhin nicht eingeschränkt werden. Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen, dass die bisherige Regelung (Art. 70 ZStV) sich gut bewährt hat und wird so das teilweise Eingehen auf Wünsche der Brautpaare weiterhin ermöglichen.
Bei der nächsten Revision des Schweizerischen Gesetzbuches (ZGB) sollte eine umfassende Liberalisierung betreffend die Festlegung von Traulokalen  ins Auge gefasst werden.
Art. 3 Abs. 4
Die geltende Regelung in der ZStV sollte bestehen bleiben. 

Allerdings unterstützen wir die Änderung in diesem Absatz: „Die Übersetzerin oder der Übersetzer bescheinigt die Richtigkeit der Übersetzung“. 
Die Übersetzerin oder der Übersetzer ist von Berufes wegen verpflichtet, wahrheitsgetreu zu übersetzen. 

Art. 4 Abs. 3
Hier möchten wir mit Nachdruck anregen, dass der Kommentar zu dieser ZStV-Revision mit dem Zusatz „die Leiterin oder der Leiter muss ebenfalls über den Eidg. Fachausweis verfügen“ versehen wird. 

Unseres Erachtens reichen „nur“ Fachkenntnisse für die Führung eines Zivilstandsamtes nicht aus. 
Art. 4 Abs. 4

Nicht ganz eindeutig definiert ist, ob die Frist für den Erwerb des Fachausweises nach einem Amtswechsel von neuem beginnt? Wie verhält es sich bei einem Amtswechsel mit Unterbruch? Zudem muss die Formulierung "Aufsichtsbehörde" angepasst werden; hier müsste man die Formulierung „Anstellungsbehörde“ wählen (anstelle Aufsichtsbehörde).
Die Zivilstandsbeamtin oder der Zivilstandsbeamte wird nicht immer von der Aufsichtsbehörde angestellt. Aus diesem Grunde sollte hier die neutralere Formulierung gewählt werden.
Art. 5 Abs. 2
Die kant. AB sollte die von einer Schweizer Vertretung gemachten Wahrnehmungen im Zusammenhang mit einer Ehevorbereitung/Vorverfahren für die Eingetragene Partnerschaft auch an das betroffene Zivilstandsamt machen müssen und nicht nur an die Ausländerbehörde.

Art. 11 Abs. 4
Hier begrüssen wir die Anpassung des Textes.
Art. 15a Abs. 4 und Abs. 5
Der Text müsste hier mit dem Zusatz: „... nicht innert nützlicher Frist …“ ergänzt werden.

Art. 15a Abs. 6
Bei dieser Regelung müsste es heissen: „Der Datensatz einer Person  m u s s  gestützt auf nachgereichte Dokumente ergänzt werden“. 

Art. 16 Abs. 6
Dieser Absatz sollte ersatzlos gestrichen werden !
Mit einer solchen Regelung wird das Zivilstandsamt mehr als stark in seiner Arbeit eingeschränkt. Wenn alle ausländischen Dokumente zuerst der Aufsichtsbehörde vorgelegt werden müssen, können die einzelnen Geschäftsfälle gar nicht zügig verarbeitet werden (Geburten, Todesfälle, Anerkennungen usw.). Der Arbeitsfluss auf einem Zivilstandsamt wird total abgewürgt; der Kundendienst würde verschlechtert, die Wartezeiten würden länger und die Beurkundungsfristen könnten vermehrt nicht eingehalten werden..
Kommt hinzu, dass die neue Regelung der Professionalisierung total zuwider laufen würde.
Art. 16a Abs. 2

Dieser Absatz sollte ersatzlos gestrichen werden. 

Streichung dieses Absatzes betreffend die Hinweispflicht auf die Straffolgen, da diese auf der Richtigkeitsbescheinigung schriftlich erscheinen. 

Art. 16a Abs. 3

Dieser Absatz sollte wie folgt abgeändert werden: „Die Richtigkeitsbestätigung ist von der betroffenen Person oder von der Person, die sie gesetzlich vertritt zu unterschreiben“.

Die Entgegennahme der Unterschrift bei gewissen Geschäftsfällen (Geburt, Einbürgerung, Anerkennung etc.) wäre mit einem unverhältnismässig grossen Aufwand verbunden, da jede der beteiligten Personen persönlich erscheinen müsste. Der Arbeitsfluss auf einem Zivilstandsamt wird so total abgewürgt; der Kundendienst würde verschlechtert, die Wartezeiten würden länger und die Beurkundungsfristen könnten vermehrt nicht eingehalten werden. Kommt hinzu, dass die Kosten dafür nicht einmal verrechnet werden könnten.
Art. 18 Abs. 1 lit. e
Lit. e ist zu streichen.
Da in Art. 16a Abs. 3 „in Gegenwart einer Zivilstandsbeamtin oder eines Zivilstandsbeamten“ gestrichen werden sollte, wird so auch  lit. e überflüssig.
Art.  18a Abs. 1
In diesem Absatz sollte das Wort „Handlungsfähigkeit“ durch das Wort „Urteilsfähigkeit“ ersetzt werden.
Art. 18a Abs. 3

Dieser Absatz gehört systematisch zum Art. 16

Hier geht es um Beglaubigungsvorgänge seitens der Zivilstandsbeamtinnen und Zivilstandsbeamten. Abs. 3 zielt auf eine Überbeglaubigung von Unterschriften und Dokumenten.

Art. 19a Abs. 1
Ergänzung beim Abs. 1: „ … soweit diese nicht selber behoben werden können“.
Art. 20a Abs 3
Hier muss im Text das Wort „Todeszeit“ durch „Auffindungszeit“ ersetzt werden.
Art. 26 lit. b

Hier muss im Text das Wort „Ausweisen“ durch „Dokumenten“ ersetzt werden.
Art. 29 Abs. 2
Hier müsste der Text ergänzt werden mit „… nachgewiesen werden, soweit sie nicht ereignisrelevant sind“.
Sobald ein Ereignis beurkundet wurde, kann nur auf Verfügung der Aufsichtsbehörde bereinigt werden. 
Art. 34 lit. b
Das Komma vor dem Strichpunkt ist zuviel (ganz am Schluss von lit. b).

Art. 34a Abs. 2
Korrektur des Textes: „Meldepflichtige nach Absatz 1 lit. b ….“
Es handelt sich um Absatz 1 und nicht um Absatz 2.
Art. 35 Abs. 4

Korrektur des Textes:: Anstelle Abs. 2, richtig Absatz 1 
Es handelt sich um Absatz 1 und nicht um Absatz 2.
Art. 39 Abs. 1
Der Text müsste wie folgt ergänzt werden: „… der entsprechenden Dokumente den schweizerischen Vertretungen im Ausland oder den Zivilstandsbehörden in der Schweiz melden“.
Art. 43 Abs. 6
Im Text müsste das Wort „bescheinigt“ durch das Wort „bestätigt“ ersetzt werden.
Art. 44 Abs. 3 und 4

Für diese beiden Absätze ist eine nochmalige Gesamtbeurteilung nötig.
In dieser Formulierung ist die Sachlage zu unklar. 
Art. 44a Abs. 2 lit. b
Dieser Teil im Absatz lit. b müsste abgeändert werden in „…nicht besitzt, von jedem andern Zivilstandsamt ausgestellt“.
Art. 49 Titel und Abs.1

Die Formulierung im Titel, wie auch im Abs. 1 muss lauten: "… an die Einwohnerkontrolle …" oder "an die Behörde, welche das Einwohnerregister führt".
Allgemeine Bemerkung zu Abs. 1: Es ist eine Ergänzung notwendig, da auch Negativentscheide von Auslandszivilstandsfällen den Einwohnerkontrollen mitgeteilt werden müssten.

Art. 49 Abs. 1 lit. b
Hier müsste der Text wie folgt lauten: „alle Änderungen des Personenstandes“
Vorschlag für künftige Revision: Art. 68

Im Zuge einer Revision des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB) schlagen wir die Streichung der Sperrfrist vor - in Anlehnung an die Begründung der Eingetragenen Partnerschaft.
Art. 69 Abs. 2

Unser Erachtens muss die schweizerische Vertretung für die Bewilligung zur Abgabe der Erklärung zuständig sein. Die Vertretungen sind mit den Umständen vor Ort vertraut und können demnach die Begründung besser beurteilen. Die Formulierung "Urkundsperson" ist allenfalls genauer zu definieren. Sollten die schweizerischen Zivilstandsbehörden zuständig für die Bewilligung sein, so wäre eine Auflistung möglicher Ausnahmefälle sinnvoll. 

Vorschlag für künftige Revision: Art. 71 Abs. 1

Im Zuge einer Revision des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB) schlagen wir vor, dass die Trauung nicht mehr öffentlich sein sollte. Zudem stellen wir die Frage, ob die Stellung von Zeugen noch zeitgemäss ist. Brautleute sollen die Wahl haben.  

Art. 73 - zusätzlicher Absatz 4
Neu müsste noch der Absatz eingefügt werden: „Die Entscheiddelegation durch die kant. Aufsichtsbehörde an das zuständige Zivilstandsamt ist möglich“.
Art. 92a Abs. 3
Widerspruch zu 92b Abs. 2 und Art. 98 Abs. lit b. 
Unseres Erachtens werden die elektronischen Datenträger in einigen Jahren nicht mehr zur Verfügung stehen. Zudem ist die Registerwahrheit bei Einsichtnahme nicht gegeben. Deshalb ist die doppelte Führung unablässig. 

Art. 98 Abs. 1 lit. f
Im Kommentar müsste erwähnt werden, dass nur der Titular oder die Titularin von der Namensänderung betroffen ist und nicht auch die Namen der Eltern.

Neu: Art. 94
Kann ersatzlos gestrichen werden. Ist heute nicht mehr nötig.
Folgend finden Sie auch noch die Stellungnahmen aus der französischen Schweiz, in welchen vielfach die französischen Formulierungen und Präzisierungen des Textes sowie allgemeine Ergänzungen im Vordergrund stehen (Übersetzung aus dem Deutschen).
Ordonnance sur l’état civil (OEC) 
Art. 3, al. 4 à 6 

· Selon ces alinéas, c’est à l’office de l’état civil d’assurer une traduction sommaire écrite. Il n’existe dès lors plus de base légale à un refus de documents établis dans une langue étrangère. 

· Sous quelle forme et par qui la traduction est alors attestée ?? Le traducteur atteste uniquement l’exactitude de la traduction, mais ne fait pas la traduction !!

Art. 4 al. 4  

· Problème de formulation : «l’autorité de nomination peut exceptionnellement prolonger le délai, d’entente avec l’autorité de surveillance »
2ème autorité de surveillance : à préciser laquelle !!

4 Une personne qui n’est pas titulaire du brevet fédéral peut être nommée ou élue officier de l’état civil, à condition d’obtenir ce titre dans un certain délai, fixé d’entente avec l’autorité de surveillance. Dans des cas fondés, l’autorité de nomination peut exceptionnellement prolonger le délai, d’entente avec l’autorité de surveillance. 

Il doit y avoir une erreur dans le texte, à moins que l'autorité de surveillance s'entende avec elle-même. 

Art. 15 

· Définir la notion de « séquence de données »

Art. 15 a

· Préciser à l’art 15a al 1 Toute personne de nationalité suisse. 

· Rajouter év. à l’art 15 a al 2 « et que l’obtention des données est possible » autrement ça voudrait dire qu’on doive enregistrer tous les étrangers en vue d’un événement (divorce, changement de nom, prénoms,…), voire d’une naissance à l’étranger même si leurs données ne sont pas disponibles.

· Ne donne pas de base légale aux exceptions prévues par les directives OFEC 

· renonciation à la saisie d’une personne lorsque les données sont insuffisantes,
        15a al.4 ne le prévoit que partiellement ; 

· exception au principe de l’enregistrement chronologique des événements

Art. 15a Saisie dans le registre de l’état civil 

4 Si la saisie découle de l’enregistrement de la filiation d’un enfant, l’officier de l’état civil peut exceptionnellement renoncer, dans des cas fondés, à saisir sans délai certaines données de l’état civil du père et de la mère. 

La formulation "l’officier de l’état civil peut exceptionnellement, dans des cas fondés, reporter la saisie de certaines données de l’état civil du père et de la mère." et "l’officier de l’état civil peut exceptionnellement, dans des cas fondés, reporter la saisie de certaines données de l’état civil du défunt." me semble mieux convenir. 

Art 18 et 19    

· Qui est compétent pour légaliser une signature : la personne chargée de la réception des documents ou l’officier de l’état civil ??  

· Différencier ces deux articles voudrait dire qu’une personne peut être chargée de recevoir les documents, identifier le déclarant et le faire signer la déclaration. Par la suite, l’officier pourrait légaliser la signature du déclarant déjà identifié par la personne préalablement citée.

Art 19a    

· Définir la notion de « Inexactitude » : surcroît  de travail si nécessité d’entendre toute personne ayant accepté des erreurs ; lourdeur administrative pour des erreurs manifestes (erreur de (res)saisie, inversion de lettres)…
Art. 20b  

· Formulation de l’al. 2 pas complète: rajouter « …de l’arrondissement du lieu d’événement suisse… »

Art. 20b Cas particuliers de naissances et de décès 

2 Si la mort d’une personne dont le corps n’a pas été retrouvé est tenue pour certaine, l’office de l’état civil de l’arrondissement du lieu enregistre le décès sur ordre du juge (art. 34 et 42 CC). 

Ne pourrait-on pas préciser ainsi: l’arrondissement du lieu probable du décès l'enregistre sur ordre du juge. 
Art. 23 

· Il n’est plus fait mention de la compétence donnée directement à l’office pour les questions préalables (cf. rec. prénatale à l’étranger, base légale)

· Formulation de l’al. 2 let. b : cette opération = une opération

Art. 26  

· Il n’existe pas de contrainte au niveau saisie d’un département ou d’une province, non mentionnées en tant que telles sur un acte. Est-ce bien correct ?

Art. 29  

· Formulation de l’al. 1 : « ressortit » ne serait-ce pas « ressort » ? ou tout simplement « incombe » ?

Art. 39   

· Pour les ressortissants étrangers sans lien de famille avec une personne suisse = pour autant que leurs données soient disponibles dans le système (cf. 23 b OEC), à moins qu’un changement de pratique soit souhaité à ce niveau.

Art. 44 al. 3 et 4  

· Disposition peu claire : libre accès aux informations par des tiers après 50 ans ? Ne concorde pas avec 92b ; toute inscription fait repartir un délai de 50 ans ?  Difficultés d’application et de compréhension.

Art. 44a  

· Les faits d’état civil sont ici assimilés aux événements d’état civil. La let. a devrait plutôt parler d’événement d’état civil et la question des faits d’état civil devrait faire l’objet d’un règlement particulier.

Art. 92a 

· Il est fort regrettable que les mentions marginales et les renvois ne soient indiqués QUE dans la version électronique ou microfilmée. Le risque de déplacer ces mentions vers une autre inscription est élevé et lourd de conséquences. 

Art. 98 Mentions marginales et radiations 

1 Sont inscrits en marge du registre des naissances: 

a. toute reconnaissance et son annulation; 

b. toute adoption et son annulation; lors d’une adoption, l’inscription initiale est
    remplacée par une feuille complémentaire, qui doit être retirée en cas d’annulation 
    de l’adoption; 

c. toute constatation de la paternité; 

d. tout mariage ultérieur des parents; 

e. toute rupture du lien de filiation avec le mari de la mère; 

f. tout changement de nom de famille; 

g. tout changement de prénom; 

h. tout changement de sexe. 

Quelle que soit la cause du changement, p. ex. mariage, ou alors seulement en vertu de l'art. 30 CC? Il serait bon de préciser. 
Die Stellungnahme des Tessiner-Verbandes wurde in Zusammenarbeit mit der kantonalen Aufsichtsbehörde ausgearbeitet und Ihnen direkt zugestellt.

Wir bitten Sie, sehr geehrte Damen und Herren, unsere Stellungnahme zu würdigen und danken Ihnen bestens für die Berücksichtigung unserer Standpunkte.

Mit freundlichen Grüssen

Schweizerischer Verband für Zivilstandswesen

Beatrice Rancetti






Gian Carlo Pescio

Präsidentin
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